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fen (…), und drinnen waltet die züchtige Hausfrau, die 
Mutter der Kinder, und herrschet weise im häuslichen 
Kreise“2 nicht nur bestehende Rollenzuweisungen. Viel-
mehr formuliert er auch Verhaltensvorschri!en: Die 
Frau hat gerade keine Rolle im außerhäuslichen Leben, 
sie hat nicht die Freiheit, sich durch eigene Arbeit die 
materiellen Grundlagen für ein selbstbestimmtes Leben 
zu erwerben, und sie hat damit weder die Möglichkeit 
noch das Recht, die bestehenden gesellscha!lichen Ver-
hältnisse zu verändern.

Geschlechterforschung als wissenschaftliche Metho-
de dient also dazu, Machtungleichheiten sichtbar zu 
machen. Die (rechts-)  politische Forderung nach deren 
Überwindung speist sich aus Gerechtigkeitserwägungen, 
die im Kern ein menschenrechtliches Anliegen sind: Es 
geht um die Herstellung von Gleichheit zwischen Män-
nern und Frauen, um allen Menschen unabhängig vom 
Geschlecht gleiche Freiheitsausübung zu ermöglichen 
und zu sichern. Geschlechterforschung ist damit ein 
Analyseinstrument, das dazu beiträgt, ein zentrales 
menschenrechtliches Ziel zu verwirklichen.

Für das Recht stellt die Geschlechterforschung durch das 
Aufdecken von Machtungleichheiten eine Herausforde-
rung dar. Als soziale Normensysteme ruhen Rechts-
ordnungen nicht nur auf gesellscha!lichen Vorstellun-
gen, sondern die Entstehungsverfahren des Rechts sind 
auch eng verknüp! mit der Machtverteilung innerhalb 
einer Gesellscha!, einschließlich der Machtverteilung 
zwischen Männern und Frauen.3 Das gilt gleicherma-
ßen für das Völkerrecht, das immer noch maßgeblich 
von den Staaten selbst gescha"en wird, vor allem durch 
die Aushandlung völkerrechtlicher Verträge. Menschen-
rechtsverträge bilden insoweit keine Ausnahme. In den 
internationalen Verhandlungsgremien stellen Männer 
weiterhin die große Mehrheit,4 und sie vertreten die 

2 Friedrich Schiller, Das Lied von der Glocke, in: Schillers Werke, Ers-
ter Band, 1844, S. 340 (343). 
3 Vgl. Lena Foljanty, Demokratie und Partizipation, in: Foljanty/
Lembke (Hg.), Feministische Rechtswissenscha!. Ein Studienbuch, 
2. Au#. 2012, S. 287–309. 
4 CEDAW-Ausschuss, Allgemeine Empfehlung Nr. 23 (Politisches 
und ö"entliches Leben), 1997, in: Deutsches Institut für Menschen-
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Die Menschenrechte versprechen Freiheit und Gleichheit 
für alle Menschen – unabhängig vom Geschlecht. Trotz-
dem waren und sind viele Frauen vom Genuss der Men-
schenrechte ausgeschlossen. Der Beitrag zeichnet die 
Entwicklung nach: von der scheinbaren Geschlechts-
neutralität der ersten Menschenrechtsverträge über Son-
derrechte für Frauen hin zu Gender als einer der zen-
tralen Analysekategorien für die Verwirklichung der 
Menschenrechte. 

I. Geschlechterforschung als Methode und 
Herausforderung

Geschlechterforschung im Recht (Legal Gender Studies), 
ist auch für das Völkerrecht und seine Teilrechtsordnun-
gen wie die Menschenrechte lohnenswert.1 Ausgehend 
von der Differenzierung zwischen biologischem Ge-
schlecht (englisch: sex) und sozialem Geschlecht (eng-
lisch: gender) hat die Geschlechterforschung heraus-
gearbeitet, wie Geschlecht sozial konstruiert wird und 
welche Kontextfaktoren hierfür (mit-)  ursächlich sind. 
Die Zuschreibungen, die über die soziale Konstruktion 
von Geschlecht erfolgen, sind mit Wertungen verbunden 
und verfestigen diese ebenso wie die ihnen zugrunde lie-
genden Herrscha!s- und Dominanzverhältnisse. So be-
schreibt etwa Friedrich Schiller im Lied von der Glocke 
mit seinem „Der Mann muß hinaus ins feindliche Le-
ben, muss wirken und streben und p#anzen und schaf-

 * Prof. Dr. iur., Direktorin des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte, Berlin. Das Institut ist die unabhängige Nationale Menschen-
rechtsinstitution Deutschlands entsprechend den Pariser Prinzipien 
der Vereinten Nationen. Es erfüllt seinen Au!rag – Schutz und Förde-
rung von Menschenrechten in und durch Deutschland – durch wissen-
scha!liche Forschung, darauf basierende Politikberatung, Menschen-
rechtsbildung, Kooperation mit internationalen Menschenrechts-
gremien sowie Information und Dokumentation. Mehr unter www.
institut-fuer-menschenrechte.de.
1 Grundlegend: Hilary Charlesworth/Christine Chinkin/Shelley 
Wright, Feminist Approaches to International Law, American Journal 
of International Law (AJIL) 85 (1991), S. 613–645. Aus jüngerer Zeit: 
Doris Buss/Ambreena Manji (Hg.), International Law: Modern Femi-
nist Approaches, 2005. Knapper Überblick bei Christine Chinkin, Fe-
minism, Approaches to International Law, Max Planck Encyclopedia 
of Public International Law, www.mpepil.org. In deutscher Sprache: 
Beate Rudolf (Hg.); Frauen und Völkerrecht, 2006, und Andreas Zim-
mermann/!omas Giegerich (Hg.), Gender und Internationales Recht, 
2007.
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Kulminationspunkte den Übergang einer Idee, die bis-
lang nur durch eine Minderheit akzeptiert war, in den 
Mainstream des völkerrechtlichen Menschenrechtsver-
ständnisses und Menschenrechtsschutzsystems. 

II. Erste Etappe: Menschenrechte haben kein 
Geschlecht!

Gut dreißig Jahre lang hielt sich im Völkerrecht die Ein-
schätzung, dass eine geschlechtsneutrale Formulierung 
von Menschenrechten zusammen mit einem Verbot der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts hinreichend 
sei, um die Menschenrechte auch für Frauen wirksam zu 
verbürgen. Diese erste Etappe beginnt mit der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte und endet erst 1979 
mit der Annahme des UN-Übereinkommens über die 
Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frau 
(CEDAW). 

1. Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte
Die geschlechtsneutrale Formulierung der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)7 war kein 

„Selbstläufer“, sondern musste gegen erhebliche Wider-
stände durchgesetzt werden. Der Entwurf für Art. 1 
AEMR lautete nämlich: „All men are brothers. $ey are 
endowed by nature with reason and conscience. $ey are 
born equal in dignity and rights.“ (Hervorhebung hin-
zugefügt.)
In der Formulierung „all men“ hallen die amerikanische 
Unabhängigkeitserklärung von 1776 und die französi-
sche Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 
1789 wider. Mit der Verwendung des Wortes „Männer“ – 
„all men are created equal“ bzw. „droits de l’homme et 
du citoyen“ – zielten jene beiden Texte darauf ab, Frauen 
auszuschließen. Und dies ganz selbstverständlich, wur-
den doch Frauen eben gerade nicht als gleichwertige, d. h. 
mit gleichen Rechten ausgestattete, Menschen verstan-
den.8

Dennoch hatten sich zwei Männer innerhalb der UN-
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
bei dem Entwurf für Art. 1 ganz unbefangen an diese 
Formulierungen angelehnt. Sie wollten auf diesem Wege 
eine Verbindung zu wegweisenden Menschenrechtskata-
logen herstellen, nicht aber Frauen ausschließen.9 Doch 

7 Resolution der UN-Generalversammlung 217 A (III) vom 10.12. 
1948.
8 Deshalb stellte Olympe de Gouges schon 1791 der französischen Er-
klärung eine „Déclaration des droits de la femme et de la citoyenne“ 
(Erklärung der Rechte der Frau und der Bürgerin) gegenüber. Zum 
Ausschluss von Frauen und Anderen aus der bürgerlichen Rechtssphä-
re vgl. auch Ulrike Lembke, Diversity als Rechtsbegri". Eine Einfüh-
rung, Rechtswissenscha! 1/2012, S. 46 (64 ".), m. w. N. 
9 Eingehender zur Entstehungsgeschichte: !ilo Rensmann, Der Bei-
trag Eleanor Roosevelts zur Fortentwicklung des Völkerrechts, in: Ru-
dolf (Hg.), Frauen und Völkerrecht, 2006, S. 129–143.

Überzeugungen und (rechts-)  politischen Zielsetzun-
gen, die in ihren jeweiligen Staaten in den von den dor-
tigen Macht- und Geschlechterverhältnissen geprägten 
Institutionen und Strukturen entwickelt und festgelegt 
wurden. Indem die Geschlechterforschung die einer 
Rechtsordnung zugrunde liegende Machtungleichheit 
zwischen Frauen und Männern herausarbeitet, stellt sie 
die Legitimität der Rechtsnormen in Frage. Sie bietet zu-
gleich einen Lösungsweg zur (Wieder-)  Herstellung von 
Legitimität: substanziell gleiche Beteiligung von Frauen 
an der Rechtsetzung. Deshalb hat schon die erste Frau-
enbewegung das Frauenwahlrecht eingefordert5 und des-
halb hat die mit der Geschlechterforschung eng verbun-
dene zweite Frauenbewegung auf Weltkonferenzen die 
Beteiligung an der Rechtsetzung auf der internationalen 
Ebene reklamiert6.

Vor diesem Hintergrund geht der vorliegende Beitrag 
der Frage nach, wie sich das Konzept von Gender in den 
Menschenrechten niedergeschlagen hat. Die Antwort 
hierauf lässt sich an den Zäsuren festmachen, die die 
Anerkennung der Menschenrechte von Frauen und ihr 
Schutz seit 1945 markieren. Dabei zeigt sich, dass die-
se Entwicklung über die gleichen Menschenrechte von 
Frauen hinausweist und weitere gender-basierte Diskri-
minierungen erfasst. Dass Menschenrechte die Erkennt-
nis von der sozialen Konstruktion von Geschlecht aufge-
nommen haben, liegt entscheidend an der Erweiterung 
des Kreises der Akteur/innen der Internationalen Be-
ziehungen und der damit verbundenen Veränderungen 
der internationalen Diskurse und der Rechtsetzungsver-
fahren im Völkerrecht. Ohne Frauenorganisationen und 
Frauen aus aller Welt, die sich in die menschenrechtli-
chen Diskurse und politischen Aushandlungsverfahren 
eingeschaltet haben, wären Menschenrechte heute noch 
so gender-unsensibel wie 1948, als die Idee von völker-
rechtlich garantierten Menschenrechten mit der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen ihren Ausgang nahm.

Die vier Etappen der Entwicklung lassen sich mit folgen-
den Schlagworten bezeichnen:
1. Menschenrechte haben kein Geschlecht!
2. Frauen haben gleiche, aber eigene Rechte!
3. Frauenrechte sind Menschenrechte!
4. Gender-Fragen sind mehr als Frauenfragen!

Diese Etappen überlappen sich zwar teilweise, sind aber 
an konkreten Menschenrechtsdokumenten und Ereig-
nissen voneinander abgrenzbar: Diese markieren als 

rechte (DIMR) (Hg.), Die „General Comments“ zu den VN-Menschen-
rechtsverträgen, 2005, S. 475, § 37.
5 Vgl. statt vieler Ute Gerhard, Unerhört. Die Geschichte der deut-
schen Frauenbewegung, 1990. 
6 Umfassend: Peggy Antrobus, $e Global Women’s Movement: Ori-
gins, Issues and Strategies, 2004.
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die indische Delegierte Hansa Mehta setzte sich mit ihrer 
Kritik durch, dass die Formulierung die Gefahr des Aus-
schlusses von Frauen begründet. Ihr ist es zu verdanken, 
dass Art. 1 AEMR heute lautet: „All human beings are 
born free and equal in dignity and rights. (…)“10.

Diese Entstehungsgeschichte zeigt dreierlei: Erstens, dass 
in der Sache – gleiche Rechte aller Menschen, Männer 
wie Frauen – Übereinstimmung bestand, trotz der un-
terschiedlichen Weltregionen, der philosophischen und 
kulturellen Traditionen und Ideologien, die in der Men-
schenrechtskommission vertreten waren. Dies bekrä!igt 
den Anspruch der Menschenrechte als universelle Rech-
te.11 Am Beginn der völkerrechtlichen Verankerung von 
Menschenrechten steht insbesondere eine, später auch 
durch die Geschlechterforschung ausgesprochene, Er-
kenntnis: Angesichts der gesellscha!lichen Wirklichkeit 
von Ungleichheit im Geschlechterverhältnis und von 
männlicher Dominanz muss das Recht so formuliert 
sein, dass es keine Zweifel an der rechtlichen Gleichheit 
von Frauen und Männern – und damit der Universalität 
der Menschenrechte – zulässt.

Zweitens illustriert die Entstehungsgeschichte die Be-
deutung, die die Beteiligung von Frauen für die Aner-
kennung der gleichen Menschenrechte der Frau hat. 
Ohne Hansa Mehta hätte das grundlegende Dokument 
des völkerrechtlichen Menschenrechtsschutzes Frauen 
sprachlich ausgeschlossen und den Mann als das Maß 
des Menschseins betrachtet – nämlich als den Oberbe-
gri", unter den Frauen auch subsumiert werden können.

Drittens jedoch zeigt die Entstehungsgeschichte ebenso 
wie der Wortlaut der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte eine aus Gender-Perspektive problemati-
sche Leerstelle: Es fehlt die Erkenntnis, dass Geschlecht 
sozial konstruiert wird. Das Diskriminierungsverbot 
der Allgemeinen Erklärung verbietet die Unterschei-
dung aufgrund des biologischen Geschlechts (im engli-
schen Wortlaut „sex“). Instrumente, um zu verhindern, 
dass sozial konstruierte Unterschiede zwischen Män-
nern und Frauen als Rechtfertigungsgründe für eine 
Ungleichbehandlung anerkannt werden, enthält die All-
gemeine Erklärung nicht. Nach ihrem Wortlaut ist das 
auch gar nicht erforderlich, weil die Erklärung schon 
gar nicht die Möglichkeit in Betracht zieht, eine an das 
Geschlecht anknüpfende Di"erenzierung zu rechtferti-
gen. Vielmehr geht sie davon aus, dass es für den wirksa-
men Menschenrechtsschutz von Frauen ausreicht, wenn 
die Di"erenzierung aufgrund des Geschlechts verboten 

10  Hervorhebung hinzugefügt. Im folgenden Satz („$ey are en-
dowed with reason and conscience and should act towards one another 
in a spirit of brotherhood.“) wurde jedoch kein geschlechtergerechter 
Begri" anstelle von „brotherhood“ gefunden.
11 Diesen Anspruch bringt schon der englische Titel der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte (Universal Declaration of Human 
Rights) zum Ausdruck.

ist. Art. 2 AEMR verbietet nämlich jegliche Unterschei-
dung bei der Anerkennung der Rechte, die jedem Men-
schen zustehen – „without distinction of any kind“ heißt 
es, und „sex“ wird als eine typische derartige und un-
zulässige Differenzierung genannt. Nach diesem An-
satz ist also Di"erenzierung gleich Diskriminierung.12 
Das Grundverständnis der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist demnach: Menschenrechte haben 
kein Geschlecht! Wenn sichergestellt ist, dass das biolo-
gische Geschlecht nicht als Anknüpfungspunkt für eine 
Ungleichbehandlung herangezogen wird, ist danach das 
menschenrechtlich Gebotene erreicht. 

2. Die menschenrechtlichen Weltpakte
Freilich sollte sich in der völkerrechtlichen Diskussion 
nach der Annahme der – völkerrechtlich unverbindli-
chen – Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zei-
gen, dass das Verbot der Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts doch nicht so absolut verstanden wurde.13 
Ungleichbehandlungen konnten (und können) gerecht-
fertigt werden, wenn sie verhältnismäßig sind.14 Deutlich 
wird dies im Verständnis der Diskriminierungsverbote 
der beiden 1966 angenommenen Weltpakte, des Interna-
tionalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
(IPbpR, Zivilpakt) und des Internationalen Paktes über 
wirtscha!liche, soziale und kulturelle Rechte (IPwskR, 
Sozialpakt).15 Beide enthalten ein Diskriminierungsver-
bot, das inhaltlich dem der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte entspricht. Während der Zivilpakt den 
Wortlaut der Allgemeinen Erklärung übernimmt und 
von „distinction“ spricht, verwendet der Sozialpakt den 
Begri" „discrimination“.16 Bei der Aufnahme der Be-
gri"e in den jeweiligen Text herrschte jedoch Überein-
stimmung, dass Di"erenzierungen gerechtfertigt werden 
können.17

Ein Diskriminierungsverständnis, das allein auf ei-
nem Vergleich zwischen der rechtlichen Behandlung 
von Männern und Frauen au%aut, wir! zwei Probleme 
auf: Es erleichtert erstens, eine gender-basierte Di"eren-
zierung als zulässig zu bewerten. Für die Wirksamkeit 

12 Das zeigt sich auch darin, dass die französische Version in Art. 7 
„distinction“ verwendet, wo die englische Version von „discrimination“ 
spricht.
13 Ein ähnliches Phänomen ist in der Rechtsprechung des BVerfG zu 
Art. 3 II GG zu beobachten, in der das propagierte strikte Di"erenzie-
rungsverbot bezüglich des Geschlechts permanent durchbrochen wur-
de, vgl. hierzu Ute Sacksofsky, Das Grundrecht auf Gleichberechtigung, 
1991, S. 27 ". 
14 Übersicht zur Spruchpraxis der Vertragsorgane bei Beate Rudolf, 
Der völkerrechtliche Rahmen von Gleichbehandlungsrecht, in: Ru-
dolf/Mahlmann (Hg.), Gleichbehandlungsrecht, 2007, § 2 Rn. 21–24.
15 Amtliche Texte: BGBl 1973 II, S. 1534 (IPBPR) und BGBl 1973 II, 
S. 1570 (IPWSKR). Beide Weltpakte traten erst 1976 in Kra!, nachdem 
jeweils die vorgeschriebene Mindestanzahl an Rati&kationen erreicht 
war (35 Staaten).
16 Gleiches gilt für die ebenso verbindlichen französischen Versio-
nen der Verträge.
17 Manfred Nowak, U.N. Covenant on Civil and Political Rights, 
2. Au#. 2005, Art. 2 Rn. 32–33.
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des Verbots der Geschlechtsdiskriminierung ist näm-
lich entscheidend, welche Zwecke eine Di"erenzierung 
legitimieren können und wann diese als verhältnismäßig 
angesehen werden. Diese Zwecke können jedoch gender-
stereotype Rollenvorstellungen widerspiegeln. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn Nachtarbeit für Frauen ver-
boten ist,18 weil dahinter das Bild von der körperlich dem 
Mann unterlegenen Frau steht. Zweitens schließt ein ver-
gleichsbasiertes Diskriminierungsverständnis es aus, die 
Machtverhältnisse zwischen Männern und Frauen in ei-
ner patriarchalisch geprägten Gesellscha! zu berück-
sichtigen.19 Wenn der häusliche Bereich als Raum ange-
sehen wird, in den der Staat sich nicht einmischen darf, 
dann bleibt häusliche Gewalt ungeahndet – und dies 
ganz überwiegend zu Lasten von Frauen.20

Zwar enthalten die beiden Weltpakte einen gleich lau-
tenden Art. 3. Er verp#ichtet die Staaten, „die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau bei der Ausübung 
aller in diesem Pakt festgelegten (…) Rechte sicherzu-
stellen.“ Diese Norm hat indes in der Praxis der beiden 
Sachverständigenausschüsse, die zur Überwachung der 
Einhaltung und Umsetzung der Pakte berufen sind, lan-
ge keine große Bedeutung erlangt. Zwar legte der Men-
schenrechtsausschuss, das Überwachungsgremium für 
den Zivilpakt, die Norm dahingehend aus, dass der Staat 
Fördermaßnahmen (a"rmative action) ergreifen müsse, 
um Frauen den gleichen Genuss ihrer Rechte zu ermög-
lichen.21 Aber ob damit auch „harte“ Bevorzugungsrege-
lungen wie etwa Quoten erlaubt sind, blieb ebenso o"en 
wie die Frage, ob und ggf. wie diskriminierende Struk-
turen und Rollenbilder zu überwinden sind. Nicht aus-
drücklich erfasst waren ferner indirekte Diskriminie-
rungen, also solche, die formal nicht an das Geschlecht 
anknüpfen, in der sozialen Wirklichkeit aber nur Ange-
hörige eines Geschlechts tre"en. Der gemeinsame Art. 3 
der beiden Weltpakte schließt es nicht aus, alle diese Di-
mensionen der Diskriminierung von Frauen zu berück-
sichtigen; ein auf formale Gleichheit zielendes und auf 
Vergleichbarkeit bauendes Verbot der Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts zwingt aber auch nicht dazu.

18 Vgl. BVerfG vom 28.01.1992, BVerfGE 85, 191 ". zur Au'ebung 
des Nachtarbeitsverbots. Wie relativ die Kriterien sind, zeigt die ge-
gensätzliche Entscheidung des österreichischen VerfGH (VfSlg 
13038/1992) aus dem gleichen Jahr. 
19 Zu den Gefahren Ute Gerhard, Gleichheit ohne Angleichung, 1990. 
20 Vgl. umfassend Sarah Elsuni, Geschlechtsbezogene Gewalt und 
Menschenrechte, 2011. 
21 Allgemeine Bemerkung Nr. 4 (Gleichheit von Mann und Frau) 
1981, in: DIMR, Die „General Comments“, S. 36–37, § 2. Der Men-
schenrechtsausschuss hat 2000 sein aktualisiertes Verständnis in der 
Allgemeinem Bemerkung Nr. 28 (Die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau (Artikel 3)) niedergelegt, a. a. O., S. 130–140, die stark von 
den späteren, durch CEDAW angestoßenen Entwicklungen (hierzu so-
gleich unter III.) beein#usst ist. Der Sozialpaktausschuss hat erst 2005 
eine – ebenfalls stark von CEDAW beein#usste – Allgemeine Bemer-
kung zu Artikel 3 verabschiedet, siehe General Comment No. 16 ($e 
equal right of men and women to the enjoyment of all economic, social 
and cultural rights (art. 3)), UN-Dokument HRI/GEN/1/Rev.9 (Vol. I) 
(2008), S. 113–123.

All diese Unzulänglichkeiten des herkömmlichen Ver-
ständnisses erleben Frauen weltweit alltäglich in ihrer 
Lebenswirklichkeit. Diskriminierung muss im Kontext 
von Machtungleichheit, Dominanz und Hierarchisie-
rung gesehen werden, um wirksam und nachhaltig in 
der Lebenswirklichkeit überwunden zu werden.22 Die-
se Erkenntnis gab der zweiten Frauenbewegung wesent-
liche Anstöße für politische Aktivitäten, die sich auch 
auf die internationale Ebene auswirkten: Das „Jahr der 
Frau“, das die UN für 1975 ausriefen, die sich anschlie-
ßende UN-Dekade der Frau und die damit verbundenen 
Weltfrauenkonferenzen23, 1975 in Mexiko-City, 1980 in 
Kopenhagen und 1985 in Nairobi, waren Kulminations-
punkte und zugleich Impulsgeber dieser Entwicklung. 
Sie markieren den Übergang in eine neue Etappe der An-
erkennung von gleichen Menschenrechten der Frau. 

III. Zweite Etappe: Frauen haben gleiche, aber 
eigene Rechte!

Mit dem Blick auf die tatsächlichen Lebensverhältnisse 
von Frauen ist ein neues Gleichheitsverständnis verbun-
den, das der substanziellen Gleichheit. Das Recht muss 
die Lebenswirklichkeit von Frauen berücksichtigen und 
dementsprechend müssen spezi&sche Normen geschaf-
fen werden, die zur Herstellung tatsächlich gleicher 
Chancen der Freiheitsausübung führen. Deshalb wurde 
die Forderung nach einem eigenen Menschenrechtsver-
trag für Frauen erhoben und mit dem 1979 angenomme-
nen Übereinkommen über die Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau (Convention on the Eli-
mination of all Forms of Discrimination against Women, 
CEDAW)24 auch realisiert. Der dadurch erreichte Fort-
schritt ist als Folge einer Demokratisierung des Völker-
rechts zu verstehen – durch die von Frauen erkämp!e 
Beteiligung der Zivilgesellscha! an Aushandlungspro-
zessen während der Konferenzen und in UN-Gremien. 

CEDAW enthält ein asymmetrisches Diskriminierungs-
verbot. Es untersagt nur die Diskriminierung von Frau-
en. Die Präambel des Übereinkommens erkennt aus-
drücklich die Lebenswirklichkeit von Frauen und den 
Fortbestand von Diskriminierung gegen sie in aller Welt 
an. Dementsprechend legt CEDAW in seinem Art. 1 ein 
breites Verständnis von Diskriminierung zugrunde. Er-
fasst ist „jede mit dem Geschlecht begründete Unter-

22 Für das deutsche Verfassungsrecht siehe etwa Susanne Baer, Wür-
de oder Gleichheit, 1995, für ein Verständnis von Art. 3 Abs. 2 GG 
als Hierarchisierungsverbot, und Ute Sacksofsky, Das Grundrecht auf 
Gleichberechtigung, 2. Au#. 1996, für ein Verständnis der Norm als 
Dominierungsverbot. 
23 Brita Neuhold, Internationale Dimensionen, in: Neuhold/Pirst-
ner/Ulrich (Hg.), Menschenrechte – Frauenrechte, 2003, S. 127–141. 
24 Text: BGBl 1985 II, S. 648. Umfassende Kommentierung in: Mar-
sha A. Freeman/Chistine Chinkin/Beate Rudolf (Hg.), $e UN Conven-
tion on the Elimination of All Forms of Discrimination against Wo-
men: A Commentary, 2012, und in: Hanna Beate Schöpp-Schilling 
(Hg.), $e Circle of Empowerment, 2005. 
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scheidung, Ausschließung oder Beschränkung, die zur 
Folge oder zum Ziel hat, die auf die Gleichberechtigung 
gegründete Ausübung der Menschenrechte durch Frau-
en zu beeinträchtigen oder zu vereiteln.“ Diese De&niti-
on ermöglicht es, auch indirekte und strukturelle Dis-
kriminierung zu erfassen, insbesondere weil sie über die 

„Unterscheidung“ als diskriminierungsbegründenden 
Akt hinausgeht und auch diskriminierende Folgen ein-
bezieht. Hierauf au%auend konnte der CEDAW-Aus-
schuss beispielsweise Gewalt gegen Frauen als Diskri-
minierung verstehen25 und damit einen wichtigen, vom 
Übereinkommen nicht ausdrücklich benannten Bereich 
erfassen.

CEDAW setzt die Gender-Perspektive im Menschen-
rechtsbereich um, indem es die Lebensbereiche benennt, 
in denen Frauen Ungleichheit und Ausschluss von gleich-
berechtigter Mitwirkung erfahren: Politik, Arbeits- und 
Wirtscha!sleben (abhängige und selbständige Tätigkeit), 
Bildung, Gesundheit, Staatsangehörigkeitsrecht, Zivil-
recht sowie Ehe- und Familienrecht. Di"erenziert und 
konkret werden dabei die erfassten Materien und typi-
schen Verletzungen aufgelistet. Insofern bestehen staatli-
che Handlungsp#ichten mit subjektiv-rechtlichem Cha-
rakter.

Ferner überwindet CEDAW die Grenze zwischen „privat“ 
und „ö"entlich“. Dies wird an Art. 2 (e) deutlich, der die 
Staaten auch zur Beseitigung von Diskriminierung durch 
Privatpersonen verp#ichtet. Diese Norm orientiert sich 
an Art. 2 (d) der UN-Antirassismuskonvention (ICERD). 
CEDAW geht aber noch darüber hinaus, indem die zu 
überwindenden Diskriminierungen im Familienleben 
(Art. 16) im einzelnen benannt werden, von den gleichen 
Rechten und P#ichten in der Ehe (lit. c) bis hin zum glei-
chen Recht auf Familienplanung (lit. e). Zusammen mit 
Art. 2 (f), der die Staaten verp#ichtet, auf eine Änderung 
von diskriminierenden Gep#ogenheiten und Praktiken 
hinzuwirken, ergibt sich so eine weit reichende Ver-
p#ichtung, Frauen auch und gerade im familiären und 
häuslichen Bereich vor Diskriminierung zu schützen. 
Was die Frauenbewegung mit dem Slogan „Das Private 
ist politisch!“26 gefordert und die Geschlechterforschung 
als „public-private divide“27 kritisiert hat, überwindet 
CEDAW: ein Verständnis von Menschenrechten als al-
lein gegen staatliche Einmischung in Freiheitsbereiche 
gerichtete Normen. Nach CEDAW sind Menschenrechte 

25 Allgemeine Empfehlung Nr. 19 (Gewalt gegen Frauen) (1992), in: 
DIMR, Die „General Comments“, S. 449–457. Dazu Christine Chinkin, 
Violence against Women, in: Freeman/Chinkin/Rudolf (Hg.), CEDAW 
Commentary. 
26 Vgl. Friederike Wapler, Frauen in der Geschichte des Rechts, in: 
Foljanty/Lembke (Hg.), Feministische Rechtswissenscha!. Ein Studi-
enbuch, 2. Au#. 2012, S. 33 (49 f.), m. w. N. 
27 Celina Romany, State Responsibility Goes Private: the Feminist 
Critique of the Public/Private Distinction in International Human 
Rights Law, in: Cook (Hg.), Human Rights of Women, 1994, S. 85–115.

von Frauen auch Rechte, die zu staatlichem Handeln ge-
gen Private verp#ichten. In einer Zeit, in der sich weder 
völkerrechtlich noch verfassungsrechtlich die Schutz-
p#ichtendimension von Grund- und Menschenrechten 
durchgesetzt hatte,28 war dies ein gewaltiger Schritt vor-
an auf dem Weg zu substanzieller Gleichheit.

Schließlich richtet sich CEDAW auch gegen die Grund-
lagen der Diskriminierung von Frauen: soziale und 
kulturelle Verhaltensmuster von Männern und Frauen, 
Vorurteile, Vorstellungen von der Überlegenheit oder 
Unterlegenheit eines der Geschlechter sowie stereotype 
Rollenbilder einschließlich einer aus der biologischen 
Mutterscha! abgeleiteten Vorstellung von sozialer Mut-
terscha!, die die gemeinsame Verantwortung beider El-
ternteile für die Kindererziehung ignorieren oder als un-
gleiche konstruieren. Art. 5 statuiert staatliche P#ichten, 
auf die Überwindung all dieser Hindernisse für die sub-
stanzielle Gleichheit von Frauen hinzuwirken.29

Obgleich CEDAW aus einer Gender-Perspektive posi-
tiv zu bewerten ist, birgt das Übereinkommen aus men-
schenrechtlichem Blick doch Gefahren. Insbesondere 
die Verbindung von Menschenrechten, Entwicklung und 
Frieden, wie sie in der Präambel zum Ausdruck kommt, 
verführt zu einem instrumentellen Denken der Ge-
schlechtergleichheit.30 Die Gleichheit von Frauen ist da-
nach anzustreben, weil sie zu schneller und e"ektiverer 
Entwicklung führt und den Frieden sichert. Es besteht 
damit die Gefahr, dass die gleichen Menschenrechte von 
Frauen diesen – wichtigen – Zielsetzungen untergeord-
net werden. Dies gilt umso mehr, als CEDW anscheinend 
Sonderrechte für Frauen scha(, die also nicht zwingend 
den gleichen Wert wie die allgemeinen Menschenrechte 
zu haben scheinen. Damit droht das zentrale Gerechtig-
keitsanliegen von CEDAW verloren zu gehen: die Siche-
rung gleicher Rechte und damit gleicher Freiheiten für 
Frauen.

In gewissem Maße ist diese Gefahr in dem Jahrzehnt 
nach dem In-Kra!-Treten von CEDAW eingetreten: Der 
allgemeine Menschenrechtsdiskurs und der CEDAW-
Diskurs verliefen getrennt. Dies wurde durch die räum-
liche Trennung noch befördert – der CEDAW-Ausschuss 
tagte in New York, alle anderen menschenrechtlichen 
Vertragsausschüsse und die UN-Menschenrechtskom-
mission in Genf.31 Zudem waren die übrigen Vertrags-

28 Als Dimensionen aller Paktrechte formulierte der Menschen-
rechtsausschuss die P#ichtentrias „to respect, protect, and ful&l“ erst 
in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 31 (Die Rechtsnatur der Paktver-
p#ichtungen) (2004), in: DIMR, Die „General Comments“, S. 153–159, 
§§ 6–8.
29 Hierzu eingehend: Rikki Holtmaat, in: Freeman/Chinkin/Rudolf 
(Hg.), CEDAW Commentary, Art. 5, S. 141–167.
30 Christine Chinkin/Beate Rudolf, in: Freeman/Chinkin/Rudolf 
(Hg.), CEDAW Commentary, Preamble, S. 48.
31 Marsha A. Freeman/Christine Chinkin, in: Freeman/Chinkin/Ru-
dolf (Hg.), CEDAW Commentary, Introduction, S. 1 (25–26).
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ausschüsse männlich dominiert (bis auf den Kinder-
rechtsausschuss). In der männlich dominierten Welt der 
Vereinten Nationen und der Völkerrechtswissenscha! 
verringerte dies Gewicht und Sichtbarkeit von CEDAW. 
All dies führte zu einem Verständnis, dass „Frauenrech-
te“ Sonderrechte abseits des menschenrechtlichen Main-
streams seien. 

IV. Dritte Etappe:  
Frauenrechte sind Menschenrechte! 

1. Die Wiener Weltmenschenrechtskonferenz
Die Wiener Weltmenschenrechtskonferenz 1993 mar-
kiert die Integration von CEDAW in den allgemeinen 
Menschenrechtsdiskurs. Sie erkannte den von Frauenor-
ganisationen propagierten Satz „Frauenrechte sind Men-
schenrechte“ in der Abschlusserklärung an, indem sie 
hervorhob, dass „die Menschenrechte von Frauen und 
Mädchen unveräußerlicher, integraler und unteilbarer 
Bestandteil der universellen Menschenrechte“ sind.32 Mit 
dieser Bekrä!igung wies die Staatengemeinscha! deut-
lich Konzepte zurück, die die Menschenrechte insge-
samt, und insbesondere die Menschenrechte von Frauen, 
als kulturell bestimmt ansehen. Konsens hierüber konn-
te gegen starke Gegenstimmen im Vorfeld und während 
der Konferenz erreicht werden.

Gerade weil bis heute zahlreiche Staaten einer kulturel-
len Relativität das Wort reden, ist „Wien“ ein unschätz-
bares Referenzdokument für die Gleichheit der Frau 
weltweit. Zwar sind Abschlusserklärungen von Staaten-
konferenzen nicht völkerrechtlich verbindlich. Sie bilden 
aber eine wichtige materielle Quelle des Völkerrechts, 
d. h. eine Quelle, aus der sich die Rechtsüberzeugungen 
speisen, die für die Akzeptanz der Bindungswirkung 
von Rechtsnormen unerlässlich sind.33 Insbesondere die 
Menschenrechte bedürfen solcher Überzeugungen, da 
sie innerstaatlich umzusetzende Normen sind, deren Be-
folgung nur unter engen Voraussetzungen von anderen 
Staaten erzwungen werden kann.34

Daher ist es auch bedeutsam, dass die Abschlusserklä-
rung unter den von ihr scharf verurteilten schweren und 
systematischen Menschenrechtsverletzungen die Diskri-
minierung von Frauen in eine Reihe neben Folter, will-
kürliche Hinrichtungen und Inha!ierung, gewaltsames 
Verschwindenlassen, Rassismus, religiöse Intoleranz, 
und die Verweigerung grundlegender wirtscha!licher 

32 Weltmenschenrechtskonferenz, Wiener Erklärung und Aktions-
programm, UN-Dokument A/CONF.157/23 vom 12.07.1993, § 18.
33 Siehe auch Robbie Sabel, Conferences and Congresses, Internatio-
nal, www.mpepil.org, § 21, und Martti Koskenniemi, Methodology of 
International Law, www.mpepil.org, § 23.
34 Umfassend: Christian J. Tams, Enforcing Obligations Erga Omnes 
in International Law, 2005. Carmen !iele, Das Verhältnis zwischen 
Staatenverantwortlichkeit und Menschenrechten, AVR 49 (2011), 
S. 343–372.

und sozialer Rechte durch Hunger und Armut stellt.35 
Zusammen mit der feierlichen Bekrä!igung der Univer-
salität rücken die Menschenrechte von Frauen auf die-
se Weise in das Zentrum des Menschenrechtsschutzes. 
Konsequenterweise entfaltet das Wiener Aktionspro-
gramm sodann die Verp#ichtung der Staaten und der 
Vereinten Nationen zum Gender Mainstreaming und be-
tont dabei die gleiche Teilhabe von Frauen an Entschei-
dungsprozessen.36 

2. Gewalt gegen Frauen als Form der 
Diskriminierung
Aus der Perspektive der Geschlechterforschung markiert 
die Weltmenschenrechtskonferenz auch deshalb einen 
bedeutenden Fortschritt, weil sie der Problematik von 
Gewalt gegen Frauen großen Platz einräumt. Sie thema-
tisiert sexualisierte Gewalt in allen Lebensbereichen, der 
Privatsphäre, dem Berufsleben und in bewa"neten Aus-
einandersetzungen als Form der Diskriminierung der 
Frau. Die internationale Gemeinscha! bekrä!igt damit 
eine Erkenntnis, die der CEDAW-Ausschuss im Jahr zu-
vor in seiner Allgemeinen Empfehlung Nr. 19 eingehend 
dargelegt hatte.37 Der Empfehlung der Wiener Erklä-
rung folgend, verabschiedete die UN-Generalversamm-
lung im Dezember 1993 eine Resolution zu Gewalt gegen 
Frauen38 und setzte die UN-Menschenrechtskommission 
eine Sonderberichterstatterin zu dem $ema ein39.

Nach Ansicht des CEDAW-Ausschusses ist gender-ba-
sierte Gewalt, also solche, die sich gegen eine Frau rich-
tet, weil sie eine Frau ist, oder die Frauen überpropor-
tional tri(, Diskriminierung, weil sie Frauen an der 
Inanspruchnahme ihrer Menschenrechte hindert oder 
sie ganz vereitelt.40 Damit changiert der Ansatz des Aus-
schusses zwischen zwei Positionen: einerseits dem Ver-
gleich, also dem herkömmlichen Verständnis des Dis-
kriminierungsverbots, und andererseits dem in Art. 1 
CEDAW niedergelegten, breiteren Verständnis von Dis-
kriminierung. Dieses ist nicht auf die geschlechtsbezo-
gene Unterscheidung beschränkt, sondern erfasst zu-
sätzlich jede Handlung, welche die „Ausschließung oder 
Beschränkung“ der Ausübung von Menschenrechten 
durch Frauen bezweckt oder bewirkt.

Mit diesem weiten Diskriminierungsbegri", der auf die 
Antirassismuskonvention von 1963 zurückgeht, ermög-
licht CEDAW es, Handlungen als Diskriminierung zu 
verstehen, die Ausdruck von patriarchalischen Macht-
verhältnissen sind oder die dazu dienen, solche Domi-
nanzverhältnisse aufrecht zu erhalten. Diese Rechtsauf-

35 Wiener Erklärung, Teil I. § 30.
36 Wiener Erklärung, Teil II, §§ 36–44.
37 Oben Fn. 24.
38 Resolution A/RES/48/104 vom 20.12.1993.
39 Resolution der Menschenrechtskommission E/CN.4/RES/1994/45 
vom 04.03.1992. 
40 Allgemeine Empfehlung Nr. 19, §§ 6–7.
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fassung bekräftigte die UN-Generalversammlung in 
überraschend klaren Worten. Gewalt gegen Frauen sei 
ein Ausdruck der „historisch ungleichen Machtverhält-
nisse zwischen Männern und Frauen, die zur Herrscha! 
über und Diskriminierung von Frauen durch Männer 
geführt hat“, und sie sei ein „zentraler sozialer Mecha-
nismus, durch den Frauen in eine im Vergleich zu Män-
nern untergeordnete Position gezwungen“ würden.41 
Hier haben sich die Erkenntnisse der Geschlechterfor-
schung unverkürzt in einem menschenrechtlichen Do-
kument niedergeschlagen. 

3. Die Weltfrauenkonferenz von Beijing
Die vierte Weltfrauenkonferenz, die 1995 in Beijing ab-
gehalten wurde, bekrä!igte in ihrer Schlusserklärung42 
die auf die Menschenrechte von Frauen bezogenen Aus-
sagen der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz. Auf 
dieser normativen Grundlage legt das Dokument den 
Schwerpunkt auf die Verwirklichung der gleichen Men-
schenrechte von Frauen, da hier ein erhebliches De&zit 
konstatiert wird. Die Ziele zur Förderung von Frauen, 
die die dritte Weltfrauenkonferenz von Nairobi 1985 in 
ihren nicht an Menschenrechten ausgerichteten „Zu-
kun!sstrategien“ verabschiedet hatte, seien weitgehend 
nicht erreicht. Durch das Anknüpfen an die Wiener Er-
klärung will die Erklärung von Beijing die politische 
Selbstverp#ichtung der Staaten festigen und durch in-
haltlich und zeitlich konkrete Vorgaben für die Ver-
wirklichung der Menschenrechte von Frauen in aller 
Welt einen Rahmen für die Gestaltung von Politik in 
den identi&zierten zwölf Hauptproblembereichen setzen. 
Dem menschenrechtlichen Ansatz entsprechend bilden 
in der Aktionsplattform von Beijing „Empowerment“, 
d. h. die Stärkung von Frauen in der Wahrnehmung der 
eigenen Rechte, und Partizipation das Leitmotiv. Dies 
spiegelt die politische Erfahrung der Frauenbewegun-
gen weltweit wider, wonach Veränderungen nur durch 
politische und gesellscha!liche Teilhabe von Frauen er-
reicht werden. Hierfür ist, wie die Erklärung anerkennt, 
die Unterstützung von Männern notwendig. Deshalb be-
tont die Erklärung, dass die Verwirklichung substanziel-
ler Gleichheit für Frauen zu einem Gerechtigkeitsgewinn 
für alle Menschen führt und darüber hinaus zur Über-
windung von Kon#ikten und zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung beiträgt. Damit erhält die Verwirklichung der 
Menschenrechte von Frauen einen instrumentellen Bei-
geschmack, wie ihn schon CEDAW hat.

Die Bilanz der Weltfrauenkonferenz von Beijing ist vor 
allem aus einem anderen Grund gemischt: Zwar stärkt 
das Abschlussdokument die gleichen Menschenrech-
te von Frauen und ihre Verwirklichung. Die Verhand-
lungen auf der Konferenz waren aber von tiefgreifenden 

41 Res. 48/104 vom 20.12.1993, 6. Erwägungsgrund.
42 A/CONF./177/20 vom 05.–12.09.1995.

Gegensätzen und von selbstbewusstem Streben nach ei-
nem Zurückdrängen des durch CEDAW und die Wiener 
Erklärung Erreichten geprägt. Das zeigt sich zum einen 
im Streit über die reproduktiven Rechte von Frauen, die 
nur mit dürren Worten43 erfasst werden, um das poli-
tisch heikle $ema der Abtreibung zu vermeiden, und 
im (gescheiterten) Versuch des Vatikans, die Gleichheit 
von Frauen und Männern als Komplementarität der Ge-
schlechter umzude&nieren und auf diese Weise Gender-
Stereotype zum Tragen zu bringen44.

Zum anderen geriet das Konzept von Gender selbst in 
die Kritik. Religiös konservative Staaten vor allem La-
teinamerikas und der arabischen Welt sowie der Vatikan 
befürchteten, dass auf diesem Wege die Akzeptanz von 
Homosexualität befördert werden könnte. Dies war nicht 
unbegründet, wurde doch in der rechtswissenscha!li-
chen Diskussion gefragt, ob die Diskriminierung von 
homosexuellen Menschen als gender-basierte Diskrimi-
nierung zu quali&zieren ist, weil ihr sozial konstruierte 
Erwartungen an das „richtige“ Verhalten von Männern 
und Frauen zugrunde liegen.45 Das Ergebnis war ein 
Formelkompromiss, wonach Gender in „seiner gewöhn-
lichen, allgemein anerkannten Bedeutung“ (…) wie in 
zahlreichen anderen UN-Foren anerkannt“ verwendet 
worden und „keine neue Bedeutung“ beabsichtigt sei.46 

V. Vierte Etappe: Geschlechterfragen sind mehr 
als Frauenfragen!

Die Weltfrauenkonferenz von Beijing kam zu der zu-
tre"enden Einschätzung, dass die Verwirklichung der 
gleichen Menschenrechte von Frauen auf die Mitwir-
kung von Männern angewiesen ist und deshalb nicht 
länger als „Frauenangelegenheit“ verstanden werden 
darf. Doch aus Gender-Perspektive ist dies nicht ausrei-
chend. Sie verlangt vielmehr, auch Rollenerwartungen 
an Männer in den Blick zu nehmen, um auch für alle 
Männer gleiche Freiheit zu sichern. Dies gilt insbesonde-
re für Männer, die infolge von Gender-Stereotypen ge-
sellscha!lich diskriminiert und ausgeschlossen werden, 
beispielsweise homosexuelle oder transsexuelle Männer. 
Statt eines kategorialen Denkens („Mann“/„Frau“), ver-
langt die Gender-Perspektive ein relationales Denken, 
ein Fragen nach Machtverhältnissen und Zuschreibun-

43 Aktionsplattform von Beijing (Fn. 42), § 30: gleichberechtigter Zu-
gang zu Gesundheitsversorgung und Bildung, Verbesserung der „se-
xuellen und reproduktiven Rechte der Frauen“.
44 Näher: Christine Chinkin/Beate Rudolf, in: Freeman/Chinkin/Ru-
dolf (Hg.), CEDAW Commentary, Preamble, S. 40–41. Die römisch-
katholische Kirche kann auf UN-Staatenkonferenzen als Heiliger 
Stuhl (als Völkerrechtssubjekt eigener Art) au!reten.
45 Grundlegend Laura Adamietz, Geschlecht als Erwartung. Das Ge-
schlechtsdiskriminierungsverbot als Recht gegen Diskriminierung 
wegen der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität, 2011. 
46 Erklärung der Präsidentin der Vierten Weltfrauenkonferenz, Chen 
Muhua, über die „Commonly Accepted Meaning of the Term ‚Gen-
der‘“, enthalten in einem Zusatz zur Erklärung von Beijing (Fn. 42).
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gen, die Freiheit beschränken. In der gegenwärtigen Pha-
se oszilliert die Völkerrechtsentwicklung und internatio-
nale Debatte zwischen einem herkömmlichen Fokus auf 
Frauen und einem neuen Blick auf Genderfragen. Dies 
sei an drei Beispielen illustriert.

Eine Erkenntnis der jüngeren Geschlechterforschung ist, 
dass gender-basierte Diskriminierung sich o! mit Dis-
kriminierung aus anderen Gründen überschneidet (In-
tersektionalität). Schon die Erklärung von Beijing hat 
dies hervorgehoben, ist dabei aber bei der Gleichsetzung 
von „Gender“ und „Frauen“ stehen geblieben, wenn sie 
betont, dass in allen Fällen von Diskriminierung Frau-
en besonders betro"en sind.47 Intersektionalität besteht 
indes, weil Diskriminierung mit gesellschaftlichem 
Machtungleichgewicht zusammenhängt, das entlang 
mehrerer Achsen verläu!. Wer etwa rassistische Diskri-
minierung oder Diskriminierung aufgrund einer Behin-
derung wirksam überwinden will, muss also auch die 
Geschlechterverhältnisse berücksichtigen und umge-
kehrt. Dies haben die Kontrollgremien zu den verschie-
denen UN-Menschenrechtsverträgen seit dem Jahr 2000 
ausdrücklich anerkannt.48 Zwar mag die Anwendung 
des Konzepts Intersektionalität in Einzelfällen von Dis-
kriminierung schwierig sein,49 eher handhaben lässt es 
sich aber bei einer strukturellen Betrachtung, wie etwa 
bei der Prüfung von Staatenberichten zur Umsetzung 
des jeweiligen Menschenrechtsvertrags. Hier können 
die Vertragsorgane auf besonders marginalisierte Men-
schen und Faktoren für Exklusion und besonderes Ver-
letzungsrisiko blicken. Ob dies systematisch praktiziert 
wird, ist bislang nicht erforscht.

Mühsamer ist es hingegen, das Konzept Gender in der 
Politikgestaltung „harter“, männlich konnotierter Le-
bensbereiche zu verankern. So hat etwa der UN-Sicher-
heitsrat im Jahr 2000 in seiner Resolution 1325 die Be-
deutung der gleichen Beteiligung von Frauen und einer 
Gender-Perspektive für UN-Friedensoperationen für 
die Lösung bewa"neter Kon#ikte und eine nachhalti-
ge Friedenssicherung anerkannt. Doch die Umsetzung 
der Resolution gelingt nur dort nachhaltig, wo nicht nur 
Frauen gefördert, sondern auch Männlichkeitskulturen 
kritisch hinterfragt und überwunden werden. Hier steht 
die Entwicklung aber erst ganz am Anfang.50

Schließlich bleibt international die Frage auf der Agenda, 
was Diskriminierung aufgrund des Geschlechts umfasst – 
auch die Diskriminierung von Homosexuellen, Bisexuel-
len, Transsexuellen und Trans*Personen sowie von inter-

47 Fn. 42, § 32.
48 Beispielha! die Allgemeinen Bemerkungen von Menschenrechts- 
und Sozialpaktausschuss (Fn. 21).
49 Ulrike Lembke, Diversity als Rechtsbegri", Rechtswissenscha! 
1/2012, S. 46 (70–72). 
50 Frauke Seidensticker/Jana Arloth, Frauen als Akteurinnen in Frie-
densprozessen, 2011.

sexuellen Menschen? Hier ist die Entwicklung stark im 
Fluss51 und die Diskussion abhängig vom institutionellen 
und normativen Rahmen. Der UN-Menschenrechtsaus-
schuss hat in einem obiter dictum die Diskriminierung 
von Homosexuellen klar als Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts quali&ziert, in einem folgenden Fall aber 
o"ener formuliert, dass dies eine nach Art. 26 IPbpR ver-
botene Diskriminierung sei.52 Der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) hat zunächst Fälle, die 
die strafrechtliche Sanktionierung homosexueller Hand-
lungen betrafen, über das Recht auf Privatleben gelöst, 
das auch die sexuelle Identität und die Geschlechtsiden-
tität umfasst.53 Er hat später in anderen Fallgruppen die 
Diskriminierung von Homosexuellen als verbotene Dis-
kriminierung bewertet, jedoch nicht als Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts, sondern aufgrund ei-
nes „sonstigen Status“.54 Er hat dabei allerdings einen 
strengen Verhältnismäßigkeitsmaßstab angelegt und 
das Verbot damit im Ergebnis dem der Geschlechtsdis-
kriminierung angeglichen. Fragen im Zusammenhang 
mit der personenstandsrechtlichen Anerkennung von 
Transsexuellen nach geschlechtsangleichender Operati-
on hat der EGMR allein unter dem Recht auf Privatleben 
behandelt.55 Entsprechend seiner ständigen Rechtspre-
chung sieht der Gerichtshof eine Prüfung eines Versto-
ßes gegen das Diskriminierungsverbot nicht als geboten 
an, wenn er bereits eine Verletzung eines Konventions-
rechts festgestellt hat.56 Das mag prozessökonomisch 
sein, verpasst aber die Chance, Diskriminierungen als 
solche zu benennen und damit auch die dahinter stehen-
den gender-basierten Bilder und Hierarchisierungen in 
Frage zu stellen. Der UN-Menschenrechtsrat hat 2011 
erstmals sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität 
als Menschenrechtsthema anerkannt.57

In jüngster Zeit haben intersexuelle Menschen die Fra-
ge nach der Reichweite des Verbots der Diskriminierung 
der Frau unter CEDAW gestellt und damit nach der Be-
deutung von Gender in dem Übereinkommen. Mit dem 
Argument, dass CEDAW alle Menschen schütze, die kör-
perlich nicht eindeutig dem männlichen Geschlecht zu-
gehörig seien, haben sie ihre Rechtsverletzungen, insbe-

51 Vgl. Laura Adamietz, Geschlecht als Erwartung, 2011; Sarah 
Elsuni, Geschlechtsbezogene Gewalt und Menschenrechte, 2011.
52 Menschenrechtsausschuss, vom 31.03.1994, Nr. 488/1992 – Nicholas 
Toonen/Australien, § 8.7 (UN-Dok. A/49/40, S. 226), und vom 
06.08.2003, Nr. 941/2000 – Edward Young/Australien, § 10.4 (UN-Dok. 
CCPR/C/78/D/941/2000).
53 Bspw. EGMR vom 22.10.1981, Nr. 7525/76 – Dudgeon/Vereinigtes 
Königreich; EGMR vom 22.04.1993, Nr. 15070/89 – Modinos/Zypern; 
EGMR vom 24.06.2010, Nr. 30141/04 – Schalk und Kopf/Österreich.
54 Bspw. EGMR vom 21.03.2000, Nr. 33290/96 – Salgueiro da Silva 
Mouta/Portugal, § 36 (Adoptionsrecht).
55 Leitentscheidung: EGMR vom 11.07.2002, Nr. 28957/95 – Christi-
ne Goodwin/Vereinigtes Königreich.
56 Umfassend hierzu: Oddný Mjöll Arnardóttir, Equality and Non-
Discrimination under the European Convention on Human Rights, 
2003.
57 Resolution „Human hights, sexual orientation and gender identi-
ty“, A/HRC/17/19 vom 14.07.2011.
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sondere durch geschlechtszuweisende Operationen, vor 
dem CEDAW-Ausschuss geltend gemacht.58 Damit stellt 
sich die Frage: Wer ist „Frau“ im Sinne von CEDAW? 
Kommt es hier allein auf biologische Merkmale an und 
wenn ja, welche? Oder ist die soziale Konstruktion ent-
scheidend, die durch Operation oder andere ärztliche 
Behandlung nachvollzogen wird?59 Oder wird „Frau“ im 
Sinne von CEDAW sozial konstruiert als „Nicht-Mann“? 
Wird „Frau“ also über „sex“ oder über „gender“ de&-
niert? Der Ausschuss hat die Frage bislang o"en gelassen. 
Neuere Entwicklungen deuten auf eine separate Aner-
kennung der speziellen Rechtsverletzungen von interse-
xuellen Menschen hin.60 

58 Verein Intersexuelle Menschen e. V. /XY-Frauen, Parallelbericht 
zum 6. Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland zu CEDAW, 
2008, http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/&leadmin/user_
upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CEDAW/cedaw_state_ re 
port _ germany_6_2007_parallel_2_de.pdf, S. 5.
59 90 % der intersexuellen Menschen werden in Deutschland durch 
operative oder medikamentöse Eingri"e dem weiblichen Geschlecht 
zugewiesen, siehe intersexuelle Frauen e. V./XY-Frauen, Parallelbe-
richt, S. 112.
60 Abschließende Bemerkungen des Sozialpaktausschusses zum 
5. Staatenbericht Deutschlands, E/C.12/DEU/CO/5 vom 12.07.2011, 
§ 26, und des Anti-Folter-Ausschusses zum 5. Staatenbericht Deutsch-

VI. Fazit

Der Gleichheitssatz ist ein Strukturmerkmal der Men-
schenrechte. Er ist auf die Menschenwürde als Grund 
der Menschenrechte zurückzuführen.61 Menschenrech-
te sichern Freiheit. Nur wenn ein Mensch ein selbstbe-
stimmtes Leben führen kann, ist er Zweck an sich. Dies 
drückt Art. 1 AEMR mit der Formel „gleich an Rech-
ten und Würde geboren“ aus, die ausdrücklich auf „alle 
Menschen“ bezogen ist. Der Gleichheitssatz sichert die 
Menschenrechte für alle. Diskriminierungsverbote ver-
schärfen den Gleichheitssatz, indem sie die historische 
Erfahrung des Ausschlusses von Menschen auf Grund 
von sozialen Konstruktionen aufgreifen und verbieten. 
Wie alle Menschenrechte sind daher auch die Diskri-
minierungsverbote Ausdruck historischer Unrechtser-
fahrungen. Ihre Anerkennung und Kodi&zierung muss 
erkämp! werden. Frauenbewegungen und Genderfor-
schung haben einen wesentlichen Anteil hieran. 

lands, CAT/C/DEU/CO/5 vom 12.12.2011, § 20.
61 Näher: Heiner Bielefeldt, Menschenwürde. Der Grund der Men-
schenrechte, 2008.

Tristan Barczak*

Krieg im Dienste der Menschenrechte?

Die Resolution 1973/2011 des UN-Sicherheitsrates (Libyen) als Legitimationsbasis 
eines bellum iustum und Ausdruck der Responsibility to Protect

„Quae medicamenta non sanant, ferrum sanat, quae fer-
rum non sanat, ignis sanat.“1

Die militärische, so genannte „humanitäre“ Intervention 
zum Schutz von Menschenrechten zählt zu den umstrit-
tensten $emen der modernen Völkerrechtslehre. Der 
Beitrag zeigt am Beispiel der Libyen-Resolution Maß-
stäbe und Grenzen der Schutzverantwortung der Welt-
gemeinscha! auf, und beleuchtet ihren ideengeschicht-
lichen Hintergrund. Dabei wird zugleich der Versuch 
unternommen, die humanitäre Intervention dogmatisch 
mit einem Grundpfeiler der Völkerrechtsordnung in 
Einklang zu bringen: der staatlichen Souveränität.

 * Dr. iur., Wissenscha!licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Ö"entli-
ches Recht, Finanz- und Steuerrecht an der Universität Hamburg (Prof. 
Dr. Arndt Schmehl) und Referendar am Hanseatischen Oberlandes-
gericht Hamburg.
1 „Was die Medizin nicht heilt, heilt das Eisen (Schwert), was das Ei-
sen nicht heilt, heilt das Feuer“, Hippokrates, Aphorismen VII, 85.

I. New World (Dis)Order: Die Durchsetzung 
elementarer Menschenrechte „mit Feuer und 
Schwert“

1. Revolution – Resolution – Intervention
Am 17.03.2011 beschloss der Sicherheitsrat (SR) der Ver-
einten Nationen die Resolution 1973/2011, welche die 
UN-Mitgliedstaaten zu militärischen Zwangsmaßnah-
men gegen das Gadda$-Regime in Libyen ermächtigte, 
das mit großer Härte gegen die Opposition im eigenen 
Land vorging. Die Resolution erging mit zehn Zustim-
mungen bei fünf Enthaltungen, wobei zu letzteren neben 
der Bundesrepublik Deutschland die ständigen SR-Mit-
glieder China und Russland zählten. Wurde die deutsche 
Enthaltung in der ö"entlichen Diskussion überwiegend 
als Ablehnung gewertet, betonte der Ständige Vertre-
ter der Bundesrepublik bei den Vereinten Nationen die 
grundsätzliche Unterstützung Deutschlands.2

2 United Nations Security Council, SC/10200, 6498th Meeting, 17th 


